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Durchlauchter Landesfürst 
herzlichen Glückwunsch zum Namenstag 
Morgen Sonntag, am Fest des Heiligen 
Josefs, feiert unser Landesfurst, S .D.  
Fürst Franz Josef II., seinen Namens
tag. Zn diesem Fest wünschen wir ihm 
alles Gate, noch lange eine gute Ge
sundheit, Wohlergehen und Gottes 
Segen. 

Liechtenstein ist eines der wenigen 
Länder, das den 19. März noch als Jo
sefstag und damit als Feiertag begeht. 

Dieses Jahr fällt der Josefstag auf einen 
Sonntag, so dass die Besinnung auf den 
Heiligen Josef , die Heilige Tamilie und 

auch auf die anderen Heiligen noch 
leichter fällt. 

Der Heilige Josef wird in der Kirche 
als mächtiger Fürbitter und Helfer in 
allen Nöten sowie als Schutzpatron für 
die Familien und des werktätigen Vol
kes verehrt. 

Der Josefstag wird in unserem Land 
auch als Vatertag gefeiert. Wir wün
schen S.D. Fürst Franz Josef II. fin
den Vatertag und den Namenstag den 
Segen Gottes, verbunden mit der Hoff
nung, dass unser verehrter Landesfürst 
noch manche Jahre diesen Tag mit uns 
feiern kann. 

Der neugewählte Landtag tritt heute vormittag zur konstituierenden Sitzung zusammen 

(G.M.) - Erstmals in der Geschichte 
Lieditensteins tritt heute ein Landtag zur 
Eröffnungssitzung zusammen, der aus 25 
Abgeordneten besteht. Mit der Vergrös-
serung des Parlaments verbindet sich die 
Hoffnung, dass der Legislative in Zu
kunft gegenüber der Regierung wieder
um ein stärkeres, eigenständigeres Ge
wicht zukommt. Die zahlenmässlge Aus
weitung des Landtags bildet einen ersten 
Schritt im Rahmen der schon seit Jahren 
geforderten Parlamentsreform, der mög
lichst rasch weitere Schritte folgen sollen 
und müssen. 

Der Landtag wird Jahr für Jahr vom 
Staatsoberhaupt eröffnet, das in dieser 
Funktion seine Thronrede hält und dabei 
traditionell auf Schwerpunkte der Politik 
eingeht oder auf Schwachstellen der Poli
tik hinweist. Im Gegensatz zu Fürst Franz 
Josef II., der in seinen Thronreden je
weils eine breite Palette politischer, wirt
schaftlicher, sozialer oder gesellschaftli
cher Fragen anschnitt, beschränkte sich 
Erbprinz Hans Adam in seinen bisheri
gen Thronreden weitgehend auf den aus-
senpolitischen Bereich, bei dem er  insbe
sondere die Stellung Liechtensteins ge
genüber der UNO hervorhob. Seine im 
letzten Jahr geäusserte Hoffnung, dass 
hinsichtlich eines Beitritts Liechtensteins 
zur UNO «ein Schritt injdie richtige Rich
tung» gesetzt werde, 'ist bislang ent
täuscht worden, so dass anzunehmen ist, 
dass er auch in diesem Jahr auf die Not
wendigkeit dieses aussenpolitischen 
Schrittes hinweisen wird. 

Einen Teil seiner Ausführungen wid
mete Erbprinz Hans Adam ini vergange

nem Jahr dem innenpolitischen Verfah
ren im Fall eines liechtensteinischen 
UNO-Beitritts. Seine damalige Auffas
sung, dass noch nicht geklärt sei, ob der 
Landtag oder die Bevölkerung abschlies
send über diese Frage zu befinden habe, 
ist inzwischen von der Regierung in 
einem Bericht geklärt worden. Wie be
reits vorher schon namhafte Juristen aus 
den Bestimmungen der Verfassung die 
Schlussfolgerung gezogen hatten, dass 
eine Mitbestimmung des Volkes beim 
Abschluss von Staatsverträgen ausge
schlossen sei, teilte die Regierung in ih
rem Bericht mit, die Kompetenz zum 
UNO-Beitritt liege beim Landtag. Das 
Parlament ist nach dieser Darstellung 
auch nicht befugt, wie aus den Bestim-

- mungen der Verfassung hervorgehe, über 
einen Beitritt Liechtensteins eine Volks
abstimmung zu veranlassen. 

Staatsvertragsreferendum vor 
Abstimmung 

Der Satz im Regierungsbericht «Das 
Staatsvertragsreferendum ist der liech
tensteinischen Verfassun fremd» veran
lasste die Freie Liste, eine Volksinitiative 
in die Wege zu leiten, nach deren gülti
gem Zustandekommen an diesem Wo
chenende über die Einführung des Staats
vertragsreferendums in einem Verfas-
süngszusatz entschieden wird. Sollten die 

.Stimmbürgerinnen und Stimmbürger ein 
verstärktes Mitspracherecht in aussenpo
litischen Fragen mit dieser Abstimmung 
fordern, wie das die Initianten des Staats
vertragsreferendums beabsichtigen, so 
dürfte die Regierung nicht darum herum 

Strassenschlachten 
in Zürich 

Zürich (spk) Heftige «Gefechte» haben 
sich Polizei und Demonstanten in Zürich 
geliefert. Demonstriert wurde am Don
nerstag abend gegen die Wohnungsnot in 
der Limmatstadt. Kundgeber bewarfen 
die Beamten mit Flaschen, die Polizei 
ihrerseits setzte Tränengas und Gummi
schrot ein. Bereits zumdritten Mal innert 
kurzer Zeit wurde gegen den fehlenden 
(günstigen) Wohnraum demonstriert. 

Die Zahl der unruhigen Donnerstag
abende ist um einen vermehrt worden. 
Ausgangspunkt war eine vom Mieterver
band der Stadt Zürich organisierte Ver
anstaltung gewesen. Daran teilgenom
men hatten Stadtrat und Finanzvorstand 
Willi Küng - seinem Amt sind die städti
schen Liegenschaften unterstellt der 
Vertreter einer Immobiliengesellschaft 
sowie der Sekretär des städtischen Mie
terverbandes, Poch-Gemeinderat Nikiaus 
Scherr. 

Wenig Erspriessliches war während der 
Debatte zum Thema zu erfahren, zuviel 
Unruhe herrschte unter den rund 25Ö 
Leuten im Saal. Scherr gelang es, kurz 
bevor die Veranstaltung abgebrochen 
werden musste, bei der Polizei eine De
monstrationsbewilligung zu erhalten. Die 
Polizei markierte Präsenz, war aber, zu
rückhaltend. Sie griff erst ein, als der Zug 
von der bewilligten Demonstrationsroute 
abwich. 

Nach Polizeiangaben waren rund 300 
Demonstranten am Zug beteiligt, die auf 
die Wohnungsnot in Zürich aufmerksam 
machen wollten. 

Konvention gegen Ausfuhr von Sonderabfallen 
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille an der Umweltkonferenz am Montag in Basel 

(G.M.) - Giftmüll soll künftig nicht 
mehr in Länder exportiert werden, die 
aufgrund Ihrer schwierigen wirtschaftli
chen Situation auf Finanzmittel angewie
sen sind. In Basel beginnt am Montag 
eine internationale Umweltkonferenz, 
die eine Konvention gegen Giftmüll-Ex-
porte verabschieden soll. Regierungs
chef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille, der 
in Begleitung von Theo Kindle, dem Lei
ter des Amtes für Gewässerschutz, nach 
Basel reist, wird diese Konvention für 
unser Land unterzeichnen. 

Das Abkommen wurde vom Umwelt
programm der Vereinten Nationen 
(UNEP) ausgearbeitet, wobei sich Exper
tengruppen zur Ausarbeitung der Kon
vention in Budapest, Genf, Caracas und 
Luxemburg trafen. Zur Unterzeichnung 
der Konvention sind rund 160 Staaten 
nach Basel eingeladen worden. Das Ab
kommen geht von den Grundprinzipien 
eines ökologischen Umgangs mit den Ab
fällen aus, insbesondere der Verminde-
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Eieischwindel 
vermutet 

Zürich (AP) Die Konsumenten-Ar
beitsgruppe für tier-•: und umweltfreund
liche Nutztierhaltung (KAG) vermutet 
einen Deklaratiqns»;hwindel bei soge
nannten Bodenhältungs- und Freilandei
ern. Bei Stichproben-Untersuchungen 
solcher Eier von mehreren Läden in Zü
rich und St. Gallen seien mit Ültraviolett-
(UV-)Lampen auf den Schalen charakte
ristische Abdrücke von Käfiggittern ent
deckt worden, wie sie für Batterieeier 
typisch seien, sagte KAG-Sprecher 
Heinz-Peter Studer an einer Pressekonfe
renz "vom Freitag in Zürich. • ' 

Bei der Stichprobe wurden 1040 Eier 
untersucht, wie Stüder sagte. Davon hät
ten insgesamt 182 als Bodenhaltungs
oder Freilandeier angepriesene Eier. Ab? 
rollringe oder parallele Linien und Stri
che mit einem Abstand von jeweils 25 bis 
28 Millimetern aufgewiesen, wie sie bei 
Batterieeiern charakteristisch seien. 

ruiig der Abfälle, der sicheren Entsor
gung möglichst nahe am Entstehungsort 
sowie einer stärkeren internationalen Zu
sammenarbeit speziell auch mit den Ent
wicklungsländern . 

Der schweizerische Bundesrat Flavio 
Cotti äusserte sich als Gastgeber der 
Konferenz optimistisch über die Erfolgs
chancen. Nach seinen Kontakten mit 
Botschaftern von Ostblock- und Dritt-
Welt-Staaten gehe er davon aus, dass vie
le Länder diese Konvention unterzeich
nen würden. Bedenken, die Finanzab
hängigkeit der Dritt-Welt-Länder könne 
den Sinn der Konvention unterlaufen, 
teilte Bundesrat Cotti gemäss Berichten 
einer Nachrichtenagentur nicht. Die in 
der Konvention enthaltene Auflage, dass 
der Giftmüll umweltgerecht entsorgt wer
den müsse, werde ein Unterlaufen ver
hindern. 

Der Handel mit gefährlichen Abfällen 
läuft nach Darstellung der Schweizeri
schen Depeschenagentur vielfach über 

Streiks behindern 
Oster-Tourismus 

Madrid (spk/dpa) : Spanien-Reisende 
müssen sich vor Ostern auf eine Reihe 
von Streiks im Transportsektor einstel
len. Den Auftakt machte am Freitag die 
staatliche Eisenbahn, bei der zwei Tage 
fast alle Züge stillstehen. Der  Ausstand 
soll am 6. und 7. April wiederholt wer
den, falls es bis dahin in den Lohntarif
verhandlungen nicht zu einer Einigung 
kommt. 

\ Der Bähnierstreik trifft auch die SBB. 
Der  Zug «Hispania» verkehrt in den 
Nächten auf Freitag und Samstag nur bis/ 
ab Cerböre verkehren. Der  Zug «Catalan 
- Talgo» fahre am Freitag und Samstag 
nur bis/ab Avignon mit Umsteigemög-
lichkeiten bis Cerb&re, teilten die SBB 
bereits am Donnerstag mit. 

Durch Streik in Mitleidenschaft gezo
gen wird erneut die Fluggesellschaft Ibe-
ria, bei der sich der seit Jahresbeginn 
schwelende Konflikt mit den Wartungs
technikern fortsetzt. 

Briefkastenfirmen in der Schweiz. Laut 
Angaben von Greenpeace wurden zwi
schen 1986 und 1988 mehr als sechs Mil- : 
lionen Tonnen Abfall von Industrielän- ; 
dem in weniger entwickelte Staaten der •" 
Dritten Welt oder in Ostblock-Länder i 
transportiert. Nach diesen Angaben sind ' 
über 150 Unternehmen in diesem zweifel
haften Handel mit Abfällen weltweit , 
tätig. 

Die illegalen Verschiebungen verlau
fen nach Berichten der Schweizerischen 
Depeschenagentur in der Regel nach dem 
gleichen Schema ab: Spezialisierte Fir
men kaufen den Sondermüll zu lächerlich 
tiefen Preisen auf. Sie vereinbaren Ex- ; 
portverträge mit den Empfängerländern, i 
wobei die Abfalllieferanten nicht in Er- • 
scheinung treten würden. Viele Import- :  

länder verfügten nicht über die nötigen ; 
Entsorgungsanlagen, akzeptierten jedoch j 
den Auftrag, weij sie dringend auf auslän-' 
dische Devisen angewiesen seien. 

US-Regierung 
komplett 

Washington (AP) Zwei Monate nach 
Amtsantritt von US-PräsideQt George 
Bush scheint seine Regierungsmann
schaft nun vollständig zu sein: Der Streit-
kräfteausschluss des Senats etnpfahl am 
Donnerstag einstimmig, Richard Cheney 
als Verteidigungsminister zu bestätigen. 
Der Aussenpolitische Ausschuss hiess zu
gleich die Ernennung von Lawrence 
Eagleburger zum stellvertretenden Aus-
senminister ebenfalls ohne Gegenstimme 
gut. 

Eagleburger war von 1981 bis 1984 Lei
ter der Europa-Abteilung und Unter-
staatssekretär im Aussenministerium. 
Wegen seiner. Geschäftsverbindung zu 
der international arbeitenden Beraterfir
ma von Exaussenminister Henry Kissin
ger war er im Senat harten Fragen,ausge
setzt. Der Ausschuss stimmte jedoch sei
ner Ernennung zum Stellvertreter von Ja
mes Baker mit 19 Stimmen ohne Gegen
stimme zu. 

kommen, die formulierten Zuständigkei
ten im Bereich des UNO-Beitritts in ih
rem Bericht neu zu formuieren. Erbprinz 
Hans Adam erklärte in seiner letztjähri
gen Thronrede dazu, die Verfassungsbe
stimmungen deuten darauf hin, dass die 
Mitwirkung des Volkes bei der Aussen-
politik nicht erwünscht gewesen sei, als 
man die Verfassung niederschrieb. Nach 
seiner Auffassung würde es aber trotz
dem der Verfassung widersprechen, 
wenn man das Volk grundsätzlich von 
jeder aussenpolitischen Entscheidung 
ausschliessen würde: «Da die ursprüngli
chen Träger der Staatsgewalt Fürst und 
Volk sind, würde es wohl gegen den Sinn 
der Verfassung Verstössen, wenn Fürst 
und Landtag einen Staatsvertrag gegen 
den Willen des Volkes verabschieden, 
der z.B. die direkte Demokratie in we
sentlichen Punkten einschränkt.» 

Parlamentsreform immer noch wichtig 
Der neue Landtag, der am Samstag 

vormittag erstmals zusammentritt, wird 
sich mit solchen Fragen zweifellos bald zu 
beschäftigen haben. Nicht weniger wich
tig für das neugewählte Parlament in ver-
grösserter Zusammensetzung aber dürfte 
die Weiterführung der Parlamentsreform 
sein. Der Landtag wurde zahlenmässig 
verstärkt, eine Kommission des Landtags 
befasste sich in den letzten Monaten mit 
weiteren Fragen wie etwa die Einrichtung 
eines Sekretariats für Parlament und Par
lamentarier, doch harren noch zahlreiche 
andere Probleme einer Lösung. Entschei
dend für die Zukunft unseres Parlamen
tarismus wird sein, wie weit sich der 
Landtag wider als eigenständige Kraft ge
genüber Regierung und Verwaltung zu 
etablieren vermag. Die Anzeichen dafür 
sind nicht gerade vielversprechend, wenn 
man an die Verhinderung einer Untersu
chungskommission im Fall «Staatsge
richtshof» durch die Mehrheitspartei im 
Landtag denkt. Aber auch eine kleine 
Hoffnung kann genügen, wenn der ent
sprechende Wille zur Veränderung und 
Verbesserung vorhanden ist. 

EG-EFTA-Treffen 
(pafl) - Auf Initiative des spanischen 

Aussenministers Francisco Fernandez 
Ordonez, derzeit Präsident des Minister
rats der Europäischen Gemeinschaft, 
treffen sich am 20. März 89 Minister aller 
EG-. und EFTA-Staaten in Brüssel zu 
einem informellen Meinungsaustausch. 

Liechtenstein wird an diesem wichtigen-

Treffen von Regierungschef Hans Brun-
hart vertreten. Er  wird begleitet von Dr. 
Benno Beck, Leiter des Amtes für Volks
wirtschaft, und lic. rer. pol. Roland Mar
xer, Leiter des Amtes für Auswärtige An
gelegenheiten. 

Nach den beiden letzten Treffen von 
EG- und EFTA-Ministern in Luxemburg 
1984 und Brüssel 1988, wird es erneut 
darum gehen, die Möglichkeiten einer 
vertieften Zusammenarbeit zwischen den 
Ländern der E G  und der Freihandelszo
ne zu analysieren; dabei wird das soeben 
zu Ende gegangene EFTA-Gipfeltreffen 
von Oslo wesentlich zur Diskussion bei
tragen. V 
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